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B 1179

Die das Stadtwerk Regensburg.Bäder 
und Arenen GmbH
Greflingerstraße 22
93055 Regensburg
E-Mail: ausschreibungen@dasstadtwerk.de

beabsichtigt

Räumlichkeiten im städtischen Hallen-
bad zur gastronomischen Nutzung 

zu verpachten. 

Im Erdgeschoss des Hallenbades, Ga-
belsbergerstr. 14 in 93047 Regensburg 
werden ab 01.01.2020 Räumlichkeiten 

zur gastronomischen Nutzung verpach-
tet. Die Räume umfassen insgesamt ca. 
100 m², verteilt auf folgende Flächen:

    1. Gastraum mit Terrasse
    2. Küche
    3. Nebenraum mit Kühlraum
    4. Garage

Enthalten sind küchentechnische Anlagen 
und Tresen. Bezüglich der Bestuhlung 
muss ggf. eine Ablöse mit dem Vormieter 
ausgehandelt werden.

Frist für die Abgabe der Angebote:
28.10.2019 bis 14:00 Uhr

Pachtbeginn:
01.01.2020

Nähere Auskünfte zur Anforderung von 
Unterlagen:
E-Mail: ausschreibungen@dasstadtwerk.de

Das Stadtwerk Regensburg.Bäder und 
Arenen GmbH

Öffentliche Bekanntmachung einer Baugenehmigung 
gemäß Art. 66 Abs. 2 Satz 4 BayBO

Die Stadt Regensburg, Bauordnungsamt, 
erteilte mit Bescheid vom 27. September 
2019 Frau Sabine Eppinger (Az. 01465/2019 
- 03) die beantragte baurechtliche Geneh-
migung für eine Nutzungsänderung von 
zwei Ladeneinheiten zu Wohnungen im EG 
auf dem Anwesen Regensburg, Galgen-
bergstr. 5, Gemarkung Regensburg, Flur-
stück 2908/5. Die Genehmigung beinhaltet 
die Nutzungsänderung von zwei Ladenein-
heiten in zwei Wohnungen.

Der Baugenehmigung für das oben be-
schriebene Vorhaben liegen die mit amtli-
chem Prüfvermerk vom 27.09.2019 ver-
sehenen Bauvorlagen zugrunde.

Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb ei-
nes Monats nach seiner Bekanntgabe (in 
Form dieser öffentlichen Bekanntma-
chung) Klage beim Bayerischen Verwal-
tungsgericht Regensburg, Haidplatz 1, 
93047 Regensburg, schriftlich, zur Nieder-
schrift des Urkundsbeamten der Ge-

schäftsstelle dieses Gerichts oder elektro-
nisch in einer für den Schriftformersatz 
zugelassenen Form erhoben werden. Die 
Klage muss den Kläger, die Beklagte (Stadt 
Regensburg) und den Gegenstand des 
Klagebegehrens bezeichnen und soll einen 
bestimmten Antrag enthalten. Die zur Be-
gründung dienenden Tatsachen und Be-
weismittel sollen angegeben, der ange-
fochtene Bescheid soll in Urschrift oder in 
Abschrift beigefügt werden. Der Klage und 
allen Schriftsätzen sollen Abschriften für 
die übrigen Beteiligten beigefügt werden.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:
Die Monatsfrist wird mit dem Tage dieser 
öffentlichen Bekanntmachung in Lauf ge-
setzt (Art. 66 Abs. 2 Satz 6 Bayer. Bauord-
nung). Eine Klageerhebung in elektroni-
scher Form per einfacher E-Mail ist nicht 
zugelassen und entfaltet keine rechtlichen 
Wirkungen. Nähere Informationen zur 
elektronischen Einlegung von Rechtsbe-
helfen entnehmen Sie bitte der Internet-
präsenz der Verwaltungsgerichtsbarkeit 

(www.vgh.bayern.de).
Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren 
vor den Verwaltungsgerichten infolge der 
Klageerhebung eine Verfahrensgebühr fällig.

Sonstiger Hinweis:
Nachbarn des Bauvorhabens können die 
Akten des Baugenehmigungsverfahrens 
beim Bauordnungsamt der Stadt Regens-
burg (Neues Rathaus, 3. Obergeschoss, 
Zi. Nr. 3.044) während der allgemeinen 
Geschäftszeiten (Montag, Dienstag und 
Freitag von 8.00 bis 11.30 Uhr sowie am 
Donnerstag von 8.00 bis 13.00 Uhr und 
von 15.00 bis 17.30 Uhr) einsehen. Eine 
vorherige Terminvereinbarung, Telefon 
0941/507-3631, wird empfohlen.

Regensburg, 30. September 2019
Stadt Regensburg
Bauordnungsamt
Im Auftrag

Frohschammer
Leitender Rechtsdirektor
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Öffentliche Bekanntmachung
über das Widerspruchsrecht von Betroffenen
gegen die Weitergabe ihrer Daten aus dem Melderegister
nach dem Bundesmeldegesetz

Die Meldebehörden sind nach dem Bun-
desmeldegesetz befugt, Daten aus dem 
Melderegister zu bestimmten Zwecken zu 
übermitteln. Betroffene Personen haben 
jedoch in den nachfolgenden Ziffern 1 bis 
5 erläuterten Fällen das Recht, einer Wei-
tergabe ihrer personenbezogenen Daten 
zu widersprechen:

1.	 Widerspruch nach § 36 Absatz 2 
Satz 1 Bundesmeldegesetz gegen 
die regelmäßige Übermittlung per-
sonenbezogener Daten durch die 
Meldebehörden an das Bundesamt 
für das Personalmanagement der 
Bundeswehr gemäß § 58c Absatz 1 
Satz 1 des Gesetzes über die 
Rechtsstellung der Soldaten (Sol-
datengesetz). 

	 Erläuterung:
	 Zum 1. Juli 2011 ist die allgemeine 

Wehrpflicht, soweit kein Spannungs- 
oder Verteidigungsfall vorliegt, ausge-
setzt und in einen freiwilligen Wehr-
dienst übergeleitet worden. Frauen 
und Männer, die Deutsche im Sinne 
des Grundgesetzes sind, können sich 
jedoch verpflichten, freiwillig Wehr-
dienst zu leisten. Damit das Bundes-
amt für das Personalmanagement der 
Bundeswehr die Möglichkeit hat, über 
den freiwilligen Wehrdienst zu infor-
mieren, übermittelt ihm die Meldebe-
hörde jährlich zum 31. März den Fami-
liennamen, die Vornamen sowie die 
gegenwärtige Anschrift der Personen 
mit deutscher Staatsangehörigkeit, 
die im darauf folgenden Jahr volljährig 
werden. Bei einem Widerspruch wer-
den die Daten nicht übermittelt.

	 Der Widerspruch ist bei der Meldebe-
hörde der alleinigen Wohnung oder 
der Hauptwohnung einzulegen. Er gilt 
bis zu seinem Widerruf bzw. Wegzug 
aus der Gemeinde.

	
	 Die nächste Datenübermittlung erfolgt 

zum 31. März 2020 und betrifft den 
Geburtsjahrgang 2003.

2.	 Widerspruch nach § 42 Absatz 3 
Satz 2 Bundesmeldegesetz gegen 
die Übermittlung personenbezoge-
ner Daten durch die Meldebehör-
den an eine öffentlich-rechtliche 
Religionsgesellschaft gemäß § 42 
Absatz 2 Bundesmeldegesetz. 

	
	 Erläuterung:
	 Die Meldebehörde darf einer öffentlich-

rechtlichen Religionsgesellschaft per-
sonenbezogene Daten von Familienan-
gehörigen eines ihrer Mitglieder 
übermitteln, die nicht derselben oder 
keiner öffentlich-rechtlichen Religions-
gesellschaft angehören. Die Datenüber-
mittlung umfasst den Familiennamen 
und die Vornamen, das Geburtsdatum 
und den Geburtsort, das Geschlecht, 
die Zugehörigkeit zu einer öffentlich-
rechtlichen Religionsgesellschaft, die 
derzeitigen Anschriften und die letzte 
frühere Anschrift, gegebenenfalls Anga-
ben über eine vorliegende Auskunfts-
sperre sowie gegebenenfalls das Ster-
bedatum. Unter Familienangehörige 
sind nach dem Wortlaut des Bundes-
meldegesetzes der Ehegatte oder der 
Lebenspartner, minderjährige Kinder 
sowie die Eltern von minderjährigen 
Kindern zu verstehen. Die Wider-
spruchsmöglichkeit für den genannten 
Personenkreis richtet sich gegen eine 
generelle Datenübermittlung an die je-
weilige öffentlich-rechtliche Religions-
gesellschaft. Ausgenommen hiervon ist 
eine zweckgebundene Datenübermitt-
lung, sofern die jeweilige öffentlich-
rechtliche Religionsgesellschaft angibt, 
dass sie die Daten im Zusammenhang 
mit ihrem Steuererhebungsrecht benö-
tigt. Ist dies der Fall, so werden von der 
Meldebehörde die angeforderten Daten 
mit dem Hinweis auf diese Zweckbin-
dung übermittelt.

	 Der Widerspruch ist bei der Meldebe-
hörde der alleinigen Wohnung oder 
der Hauptwohnung einzulegen. Er gilt 
bis zu seinem Widerruf bzw. Wegzug 
aus der Gemeinde.

3.	 Widerspruch nach § 50 Absatz 5 
Bundesmeldegesetz gegen die 
Übermittlung personenbezogener 
Daten durch die Meldebehörden an 
Parteien, Wählergruppen und ande-
re Träger von Wahlvorschlägen im 
Zusammenhang mit Wahlen und 
Abstimmungen auf staatlicher und 
kommunaler Ebene gemäß § 50 Ab-
satz 1 Bundesmeldegesetz. 

	 Erläuterung:
	 In den sechs der Stimmabgabe voran-

gehenden Monaten darf die Meldebe-
hörde an Parteien, Wählergruppen 
und andere Träger von Wahlvorschlä-
gen im Zusammenhang mit Wahlen 
und Abstimmungen auf staatlicher 
oder kommunaler Ebene Auskunft aus 
dem Melderegister über Gruppen von 
Wahlberechtigten erteilen, für deren 
Zusammensetzung das Lebensalter 
der Betroffenen bestimmend ist. Die 
Auskunft umfasst den Familiennamen, 
die Vornamen, Doktorgrad und derzei-
tige Anschriften. Die Geburtsdaten 
der Wahlberechtigten dürfen dabei 
nicht mitgeteilt werden. Die Person 
oder die Stelle, der die Daten übermit-
telt werden, darf diese nur für die Wer-
bung bei einer Wahl oder Abstimmung 
verwenden und hat sie spätestens ei-
nen Monat nach der Wahl oder Ab-
stimmung zu löschen oder zu vernich-
ten.

	 Bei einem Widerspruch werden die 
Daten nicht übermittelt. Der Wider-
spruch ist bei der Meldebehörde der 
alleinigen Wohnung oder der Haupt-
wohnung einzulegen. Er gilt bis zu sei-
nem Widerruf bzw. Wegzug aus der 
Gemeinde.
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4.	 Widerspruch nach § 50 Absatz 5 
Bundesmeldegesetz gegen die 
Übermittlung personenbezogener 
Daten durch die Meldebehörden an 
Mandatsträger sowie an die Presse 
oder den Rundfunk über Alters- 
oder Ehejubiläen von Einwohnern 
gemäß § 50 Absatz 2 Bundesmelde-
gesetz. 

	 Erläuterung:
	 Die Meldebehörde darf auf Verlangen 

von Mandatsträgern beziehungsweise 
der Presse oder des Rundfunks Aus-
kunft über Alters- oder Ehejubiläen 
von Einwohnern erteilen. Die Auskunft 
umfasst den Familiennamen, die Vor-
namen, Doktorgrad, die Anschrift so-
wie das Datum und die Art des Jubilä-
ums. Unter Altersjubiläen sind nach 
dem Wortlaut des Bundesmeldege-
setzes der 70. Geburtstag, jeder fünfte 
weitere Geburtstag und ab dem 100. 
Geburtstag jeder folgende Geburtstag 
zu verstehen. Ehejubiläen sind das 50. 
und jedes folgende Ehejubiläum.

	 Bei einem Widerspruch werden die 
Daten nicht übermittelt. Der Wider-
spruch ist bei allen Meldebehörden, 
bei denen die betroffene Person ge-
meldet ist, einzulegen. Er gilt bis zu 
seinem Widerruf bzw. Wegzug aus der 
Gemeinde.

5.	 Widerspruch nach § 50 Absatz 5 
Bundesmeldegesetz gegen die 
Übermittlung personenbezogener 
Daten durch die Meldebehörden an 
Adressbuchverlage zu allen Ein-
wohnern, die das 18. Lebensjahr 
vollendet haben, gemäß § 50 Absatz 
3 Bundesmeldegesetz. 

	 Erläuterung:
	 Für die Herausgabe von Adressbü-

chern (Adressenverzeichnisse in 
Buchform) darf die Meldebehörde Ad-
ressbuchverlagen Auskunft zu allen 
Einwohnern, die das 18. Lebensjahr 
vollendet haben, aus dem Melderegis-
ter erteilen. Die Auskunft umfasst den 
Familiennamen, die Vornamen, Dok-
torgrad und die derzeitige Anschrift. 
Die übermittelten Daten dürfen aus-
schließlich für den oben genannten 
Zweck verwendet werden.

	 Der Widerspruch ist bei allen Meld-
ebehörden, bei denen die betroffene 
Person gemeldet ist, einzulegen. Er 
gilt bis zu seinem Widerruf bzw. Weg-
zug aus der Gemeinde.

Die Einlegung des jeweiligen Widerspruchs 
ist an keine Voraussetzungen gebunden 
und ist nicht zu begründen. Der jeweilige 
Widerspruch kann bei der Meldebehörde 
der unter Nrn. 1 bis 5 entsprechend ge-
nannten zuständigen Gemeinde / Stadt ein-
gelegt werden. Wer bereits zu einem frühe-

ren Zeitpunkt einer jeweiligen Übermittlung 
seiner Daten widersprochen hat, braucht 
dies nicht erneut zu tun. Die Übermittlungs-
sperre bleibt bis zu einem schriftlichen Wi-
derruf bzw. Wegzug aus der Gemeinde / 
Stadt im Melderegister gespeichert.

Personen, die erstmals von ihrem Wider-
spruchsrecht Gebrauch machen möchten 
und in der Stadt Regensburg für eine 
Wohnung gemeldet sind, können den Wi-
derspruch persönlich zu den jeweiligen 
Öffnungszeiten bei folgenden Dienststel-
len einlegen:

•	 Bürgerbüro Stadtmitte,  
D.-Martin-Luther-Straße 3, 

•	 Bürgerbüro Burgweinting,  
Friedrich-Viehbacher-Allee 3,

•	 Bürgerbüro Nord, Brennesstraße 16,
•	 Kfz-Zulassungsstelle,  

Johann-Hösl-Straße 11.

Der Widerspruch kann zudem schriftlich 
an das Bürgerzentrum, Abteilung Einwoh-
nerwesen und Wahlen, D.-Martin-Luther-
Straße 3, 93047 Regensburg adressiert 
oder unter der Nummer 507-5339 per Te-
lefax übermittelt werden. 

Regensburg, 01. Oktober 2019
Stadt Regensburg, Bürgerzentrum
Im Auftrag

Müller
Oberverwaltungsrat

Die das Stadtwerk Regensburg.Bäder 
und Arenen GmbH 
Einkauf/Vergabestelle
Greflingerstraße 22
93055 Regensburg
Telefax 0941 601-2175
E-Mail: ausschreibungen@dasstadtwerk.de

beabsichtigt

den Austausch der Außenbeleuchtung 
auf dem Parkplatz Ost und West der 
Betriebsstätte Donau-Arena 

zu vergeben.

Der Auftrag umfasst die Lieferung und 
Montage von LED-Leuchten:
1.	Demontage der vorhandenen  

Beleuchtung
2.	Betriebsfertige Lieferung und Montage 

der LED-Beleuchtung 

Diese Maßnahme wird gefördert durch 
das Bundesministerium für Umwelt, Na-
turschutz und nukleare Sicherheit auf-
grund eines Beschlusses des deutschen 
Bundestages im Rahmen der nationalen 
Klimaschutz-Initiative.

Gewähltes Vergabeverfahren: 
Öffentliche Ausschreibung (UVgO) 

Ort der Ausführung:
Regensburg, in der Betriebsstätte Donau-
Arena, Walhalla-Allee 22.

Angebotsabgabe:
28.10.2019 / 14.00 Uhr

Ausführungszeitraum:
20.11.2019 bis 30.11.2019

Nähere Auskünfte zur Anforderung von 
Unterlagen:
ausschreibungen@dasstadtwerk.de
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Öffentliche Ausschreibungen
Die Stadt Regensburg
Vergabeamt
D.-Martin-Luther-Str. 3
93047 Regensburg                               
Telefon 0941/507-5629
Fax 0941/507-4629
Mail: vergabestelle@regensburg.de

beabsichtigt folgende Aufträge zu 
vergeben:

1. Offenes Verfahren nach VgV
19 E 022 – 	 Lieferung von einem Tank-
	 löschfahrzeug TLF 3000 - 
	 3 Lose
	 Absendung der 
	 Auftragsbekanntmachung im 
	 EU-Amtsblatt am 23.09.2019

19 E 065 – 	 Interdisziplinärer Wettbewerb 	
	 für den Neubau des 
	 Holzgartenstegs zwischen 	
	 Grieser Spitz und Maria-Beer-
	 Platz für Bewerbergemein-
	 schaften aus Beratenden 
	 Ingenieuren und Landschafts-
	 architekten. Die Mitwirkung 	
	 eines Architekten für die 	
	 Baugestaltung wird deshalb 	
	 bereits in der Wettbewerbs-	
	 phase empfohlen.
	 Absendung der 
	 Auftragsbekanntmachung im 
	 EU-Amtsblatt am 25.09.2019

2. Öffentliche Ausschreibung nach 
    VOL/A
19 A 186 – 	 Rahmenvereinbarung 
	 IT-Dienstleistungen für die 
	 Evangelische Wohltätigkeits-
	 stiftung in Regensburg (EWR)
19 A 188 – 	 Subscription Verlängerung 	
	 und Neukauf für Clearswift 	
	 Secure Email Gateway 
	 zzgl. Structural Sanitization
19 A 189 – 	 Verlängerung Maintenance 
	 von Citrix-Lizenzen

Nähere Informationen zu oben genannten 
Ausschreibungen siehe unter 
www.regensburg.de/vergaben und 
www.vergabe.bayern.de

Vorankündigung
Information über beabsichtigte 
Beschränkte Ausschreibungen nach  
§ 3 a Abs. 2 Nr. 1 VOB/A 2019 ab einem 
voraussichtlichen Auftragswert von 
25.000 Euro ohne Umsatzsteuer, siehe 
unter www.regensburg.de/vergaben 

Auftraggeber:
Stadt Regensburg
Vergabeamt
D.-Martin-Luther Str. 3
93047 Regensburg
Telefon 0941/507-5629
Fax 0941/507-4629
E-Mail: vergabestelle@regensburg.de

19 E 079 – 	 Rahmenvertrag zur Lieferung 
	 von Hygienepapier
	 Absendung der 
	 Auftragsbekanntmachung im 
	 EU-Amtsblatt am 1.10.2019

Nähere Informationen zu oben genannten 
Ausschreibungen siehe unter 
www.vergabe.bayern.de und 
www.regensburg.de/vergaben
Bei Widersprüchen ist allein verbindlich 
der Veröffentlichungstext im EU-Supple-
ment unter http://simap.europa.eu


